
. 359 der Beilagen zu den steno graphischen Protokollen des Nationalrates Vll.GP . 

. Bericht· 

des Finanz- und Budgetausschusses 

über die Regierungsvorlage (298 der Bei-I tigung an bestimmte Voraussetzungen gebunden 
lagen): Bundesgesetz, betreffend die Vor- wird. 
schriften über die.~esteuerurig des Vermögens Im § 13 wird die Höhe der Wertabweichung, 
. (Vermogensteuergesetz). bei der auf jeden Fall eine Neuveranlagung 

Durch den Entwurf des Vermögensteuerge- durchzuführen ist, in Anpassung an die geän­
gesetzes 1954, der dem Nationalrat zur Beschluß- derte Kaufkraft des Schillings von bisher 
fassung vorliegt, sollen alle auf dem Gebiete des 100.000 Sauf 500.000 S erhöht. 
Vermögenssteuer rechtes geltenden Vorschriften Im § 15 ist mit Rücksicht darauf, daß es Fälle 
möglichst unverändert in einem einheitlichen geben kann, in denen es unmöglich ist, eine 
österreichischen Gesetz zusammengefaßt werden. Bilanz rechtzeitig fertigzustellen, eine Ermäch-

Materiellrechtliche Xnderungen von Bedeu- tigung für das Bundesministerium für Finanzen 
tung sind lediglich in folgenden Paragraphen vorgesehen, die für die Erstattung der Anzeige 
vorgesehen: üb.er Vermögenserhöhung im Gesetz vorgesehene 

Im § 3 Abs. 1 Z. 7 wird neu festgesetzt, daß FrISt zu verlängern. 
ein wirtschaftlicher Geschäftsbetrieb bei Kran- Die Bestimmungen über die Fälligkeit und 
kenanstalten, denen das öffentlichkeitsrecht ver- Entrichtung der Vermögensteuer in den §§ 18 
liehen ist, die Steuerbefreiung nicht ausschließt. und 19 konnten nicht unverändert aus dem gel-

Im § 5 Abs. 1 wird die Höhe der Freibeträge tenden Recht übernommen werden, da vor allem 
eritsprechend dem im § 26 vorgesehenen Ver- auf die in den letzten Jahren durchgeführte Me­
vielfacher von 10.000 Sauf 40.000 S erhöht. Im chanisierung der Verrechnungs weise in den Fi­
Abs. 2 werden die Voraussetzungen, unter denen nanzkassen Bedacht genommen werden mußte. 
der sogenannte "Altersfreibetrag" gewährt wird, Von den übergangs- und Schluß bestimmungen 
den derzeitigen wirtschaftlichen Verhältnissen (§§ 22 bis 26) ist die Aufhebung der Aufbrin­
angepaßt. gungsumlageverordnung, die Nichtanwendung 

Im § 6 Abs. 1 wird die Höhe des steuerpflich- der Vorschriften des Besatzungskostendeckungs­
tigen Mindestvermögens bei Kapitalgesellschaften gesetzes 1952 ab 1. Jänner 1955 und die eine 
entspre0end den im Entwurf des SchilIingeröff- vorläufige Regelung darstellende Vervierfachung 
nungsbllanzengesetzes vorgesehenen Xnderungen der Einheitswerte für Grundbesitz hervorzu-
des Aktiengesetzes und des Gesetzes über Gesell- heben. 0 

schaften mit beschränkter Haftung. erhöht. Im Der Finanz- und Budgetausschuß hat die ge­
Abs. 2 wird die für die übrigen Körperschaften, genständliche Regierungsvorlage in seiner Sit,. 
Personenvereinigungen und Vermögensmassen zung am 1. Juli 1954 in Beratung gezogen und 
vorgesehene Freigrenze analog der Erhöhung der unverändert angenommen. 
Freibeträge für die natürlichen Personen erhöht. Der Finanz- und Budgetausschuß stellt somit 

Im § 10, der Bestimmungen über die Be- den A n t rag, der Natioilalrat -wolle dem von 
steuerung bei Zuzug aus dem Ausland trifft, wird. der Bundesregierung vorgelegten Gesetzentwurf 
die dem Bundesministerium für Finanzen ge- (298 der Beilagen) die verfassungsmäßige Zu­
gebene allgemeine Ermächtigung gemäß den Be- stimmung erteilen. 
stimmungen der Bundesverfassung insofern ein-
geschränkt, als der Gebrauch dieser Ermäch- Wien, am 1. Juli 1954. 

Lins, 
Berichterstat.ter. 

Ferdinanda Flossmann, 
Obmann. 
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